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Die BMZ-Reform „Zukunft zusammen glo-

bal gestalten“ setzt in einer Zeit multipler 

Krisen und geopolitischer Machtverschie-

bungen wichtige Signale und stellt Frie-

den und Stabilität als Ziel 2 in das Zentrum 

einer neu ausgerichteten deutschen Ent-

wicklungspolitik. 

Anregungen zur friedens- und entwicklungs-

politischen Umsetzung der BMZ-Reform 

„Zukunft zusammen global gestalten“
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Gerade in einem Kontext, in dem die internationale Politik sich stark auf Versicherheit-

lichung und Abwehr fokussiert, braucht es eine Entwicklungspolitik, die sich klar für Frie-

den und Friedensförderung positioniert. Entwicklungspolitische Friedensförderung ist

eine nachhaltige Investition in die Zukunft: Sie schafft die strukturellen Voraussetzungen für 

friedliche Gesellschaften und ist damit ein langfristiger Auftrag.

Langfristige Stabilität entsteht nicht allein durch staatliches Handeln. Sie erfordert belastbare 

gesellschaftliche Strukturen, politische Teilhabe und eine starke Zivilgesellschaft, sowohl in 

Deutschland als auch seinen Partnerländern. Der Reformplan benennt zivilgesellschaftliche 

Organisationen ausdrücklich als positive Treiber des Wandels und sieht eine stärkere Zusam-

menarbeit mit lokalen Nichtregierungsorganisationen vor. Die feministische Entwicklungspoli-

tik bleibt im Leitbild verankert. Das Bekenntnis zum Multilateralismus, zur Agenda 2030 und 

zum Pariser Klimaabkommen als normativem Bezugsrahmen setzt wichtige Leitplanken. Die 

Reform bietet eine Chance: Sie benennt den Nexus von Frieden, Sicherheit und Entwicklung 

als strategischen Mehrwert der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. 

FriEnt kann die Betonung des Dreiklangs aus Diplomatie, Entwicklung und Verteidigung nachvoll-

ziehen und betont gleichzeitig, dass Friedensförderung darin nicht als nachgeordnetes Element 

verstanden werden darf, sondern eine zentrale Grundlage für nachhaltiges Handeln in allen drei 

Dimensionen bilden sollte.

Frieden und Stabilität als langfristiger Auftrag



Wiederaufbau stärken, Friedensförderung sichern

Das zweite Ziel des Reformplans fokussiert Frieden und Stabilität als Grundlage nachhaltiger 

Sicherheit. Der Reformplan macht den Wiederaufbau in Syrien, der Ukraine und perspektivisch 

Gaza zum Kernthema und positioniert das BMZ ausdrücklich als „Wiederaufbau-Ministerium“. 

Das ist ein wichtiges Signal, denn Wiederaufbau ist eine zentrale Voraussetzung für dauerhaften 

Frieden. Allerdings birgt diese Schwerpunktsetzung das Risiko, dass zivile Krisenprävention und 

Konflikttransformation in den Hintergrund treten. Der Fokus verschiebt sich somit zunehmend 

von der Prävention von Krisen und Konflikten hin zum Handeln nach deren Eintreten. Friedens-

förderung und Wiederaufbau sind keine Gegensätze, doch sie folgen unterschiedlichen Ansätzen: 

Während Friedensförderung präventions- und ursachenorientiert arbeitet, zielt Wiederaufbau auf 

die Stärkung von Resilienz nach Krisen (BM 2023)1. Beide sind eigenständige Handlungsfelder und 

verdienen eine angemessene Berücksichtigung im Reformplan.

Konfliktsensibilität als Voraussetzung wirksamer Entwicklungszu-
sammenarbeit

Der Reformplan adressiert Themen wie Wasser, Klima, Energie und Wirtschaft in allen Regionen, 

benennt jedoch nicht Konfliktsensibilität als sektorübergreifenden Qualitätsstandard für diese 

Arbeit. Dabei ist gerade der im Reformplan beschriebene Nexus von Wasser, Klima und Fragilität 

ein Paradebeispiel für konfliktive Dynamiken, die ohne angemessene Analyse und koordinierte 

und integrierte Maßnahmen eskalieren können. Gleichzeitig eröffnet dieser Nexus Chancen für 

konstruktive, grenzüberschreitende Dialoge und Friedensförderung, wie sie etwa in der Tschad-

seeregion, im Südkaukasus oder in Zentralasien bereits erprobt werden. 

In fragilen und gewaltbetroffenen Kontexten besteht ohne hinreichende Konfliktsensibilität und 

Do-Not-Harm-Ansätze das Risiko, bestehende Spannungen zu verstärken. Mediation und Dialog 

sind dabei zentrale Instrumente, um Interessenkonflikte konstruktiv zu bearbeiten und Eskalationen 

vorzubeugen.

Feministische Perspektiven systematisch verankern

Der Reformplan hält im Leitbild fest: „Die Entwicklungspolitik bleibt feministisch“. Allerdings 

wird feministische Entwicklungszusammenarbeit bei keinem der vier Ziele als strukturierendes 

Element verankert. Frauenrechte und Geschlechtergerechtigkeit erscheinen an verschiedenen 

Stellen, jedoch nicht als Querschnittsthema. Das ist eine Lücke – gerade, weil in fragilen und 

konfliktgeprägten Kontexten eine geschlechtersensible Perspektive unabdingbar ist.  

Eine wirksame feministische Entwicklungspolitik erfordert zudem einen intersektionalen Ansatz, 

der verschiedene Dimensionen von Ungleichheit zusammendenkt und anerkennt, dass Menschen 

in Konfliktkontexten unterschiedlich von Ausgrenzung und Gewalt betroffen sind. Gleiches gilt 

für die Perspektiven junger Menschen: Jugend, Frieden, Sicherheit und Partizipation sind eng mit-

einander verknüpft und sollten im Reformplan als eigenständiger Schwerpunkt sichtbar werden.
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Rolle lokaler Organisationen

Der Reformplan sieht in Ziel 3 vor, das Vergabesystem zugunsten deutscher und europäischer 

Unternehmen umzugestalten. Das steht in einem Spannungsverhältnis zum Versprechen des 

Reformplans, die Rolle lokaler Organisationen zu stärken. Wenn Ausschreibungen strukturell 

auf internationale Akteure zugeschnitten werden, haben lokale Organisationen faktisch gerin-

gere Chancen, eigene Prioritäten einzubringen und Ressourcen direkt zu erhalten. Sie fungieren 

dann als Unterauftragnehmer, nicht als gleichberechtigte Partner. Das betrifft Friedensförde-

rung unmittelbar. Lokale Organisationen sind oft die einzigen Akteure, die Zugang zu konflikt-

betroffenen Gemeinschaften haben, Vertrauen aufgebaut haben und kontextsensibel agieren 

können. Vergaberegularien, die sie strukturell benachteiligen, schwächen damit nicht nur Nach-

haltigkeit und Lokalisierung als entwicklungspolitische Prinzipien, sondern auch die Wirksamkeit 

von Friedensförderung selbst. 

Darüber hinaus verfestigen solche Strukturen bestehende Machtgefüge zwischen internationalen 

Gebern und lokalen Partnern. Gleiches gilt für die Perspektiven junger Menschen: Jugend, Frieden, 

Sicherheit und Partizipation sind eng miteinander verknüpft und sollten im Reformplan als eigen-

ständiger Schwerpunkt sichtbar werden.

Strategische Allianzen

Im Reformplan heißt es, das BMZ „reagiert konsequent auf Autokratisierungstendenzen“ und 

zieht „klare politische Konsequenzen“. Zugleich sieht Ziel 4 den Auf- und Ausbau strategi-

scher Allianzen unter anderem mit den Golfstaaten vor, ohne dieses Spannungsverhältnis 

explizit zu präzisieren. Strategische Allianzen mit Regierungen, die zivilgesellschaftliche Räu-

me einschränken oder Oppositionelle verfolgen, können lokale Partnerorganisationen und 

zivilgesellschaftliche Akteure vor Ort gefährden. Daher bedarf es klarer Schutzklauseln und 

Leitlinien, die lokale zivilgesellschaftliche Akteur*innen schützen und den Anspruch demo-

kratischer Rechenschaftspflicht wahren.

Regionaler Rückzug und seine Konsequenzen

Der Reformplan beendet das entwicklungspolitische Engagement in Asien und Lateinamerika 

weitgehend. Dies ist eine folgenreiche Entscheidung, denn in beiden Regionen nehmen Res-

sourcenkonflikte zu, die Folgewirkungen der Klimakrise verschärfen fragile Situationen und 

autokratische Tendenzen gewinnen an Bedeutung. Langjährige Partnerschaften, die Deutschland 

dort über Jahrzehnte aufgebaut hat, verlieren damit ihre institutionelle Grundlage. Vor diesem 

Hintergrund stellt sich die Frage, wie diese Partnerschaften in anderer Form weitergeführt wer-

den können und welche Konsequenzen der Rückzug für lokale Partnerorganisationen hat, die auf 

diese Zusammenarbeit angewiesen sind.
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Friedensförderung darf nicht ausschließlich als unterge-

ordnetes Handlungsfeld von Sicherheitspolitik behandelt 

werden, sondern muss als eigenständiger Ansatz mit eige-

nen Instrumenten, Logiken und Wirkungsmechanismen in 

der Reform sichtbar bleiben. Ziel 2 sollte neben Wiederauf-

bau und Stabilisierung ausdrücklich auch zivile Krisenprä-

vention als eigenständiges Handlungsfeld benennen und 

entsprechend stärken. Dazu gehört auch die Förderung 

zivilgesellschaftlicher Instrumente in Krisenregionen. 

Alle Sektoren, Regionen und Vergabeverfahren sollten 

verpflichtend eine Analyse möglicher Konfliktwirkungen 

einschließen. Das erfordert eine institutionelle Veranke-

rung von Konfliktsensibilität und gilt insbesondere für die 

Bereiche Wasser, Klima, Biodiversität, Energie und Wirt-

schaft, die der Reformplan selbst in fragilen Kontexten 

beschreibt. Der Nexus von Wasser, Klima und Fragilität 

ist ohne konfliktsensible Umsetzungslogik kaum ange-

messen zu bewältigen. Konfliktsensibilität ist dabei ein 

Mindeststandard. Darüber hinaus sollten Maßnahmen, 

dort wo es der Kontext erfordert, aktiv auf Konfliktbe-

arbeitung und Friedensförderung ausgerichtet werden.

Eine Schwächung zivilgesellschaftlicher Partnerschaf-

ten durch Mittelkürzungen oder veränderte Vergabebe-

dingungen gefährdet gesellschaftlichen Zusammenhalt 

und Resilienz in fragilen Kontexten, da lokale Organisa-

tionen häufig zentrale Akteure sind, die Vertrauen auf-

gebaut haben und präventiv wirken können. Dabei ist 

belegt, dass Investitionen in Prävention deutlich kosten-

effizienter sind als spätere Krisenreaktionen: Laut dem 

Global Peace Index (2019)2 spart jeder in Prävention in-

vestierte Dollar bis zu 16 Dollar an Krisenfolgekosten. Vor 

diesem Hintergrund sollte die Reform Prävention in allen 

Krisenregionen strukturell verankern.

EMPFEHLUNG 2

Konfliktsensibilität institutionell

verankern

EMPFEHLUNG 1

Friedensförderung als

eigenständige Dimension 

Empfehlungen für die Umsetzung der Reform

Die Arbeitsgemeinschaft Frieden und Entwicklung (FriEnt) empfiehlt dem Bundesministerium für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, folgende Punkte bei der weiteren Ausgestal-

tung und Umsetzung der Reform zu berücksichtigen:

EMPFEHLUNG 3

Investitionen in Prävention und 

zivilgesellschaftliche Partner- 

schaften aufrechterhalten
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1 BMZ (2023): Kernthemenstrategie Frieden und gesellschaftlicher Zusammenhalt
2 Institute for Economics and Peace (IEP), Global Peace Index 2019, Sydney, 2019 
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Gleichberechtigte Allianzen mit dem sogenannten Glo-

balen Süden setzen voraus, dass lokale Organisationen 

direkte Mittel erhalten, eigenständig agieren können 

und nicht nur als verlängerter Arm von Gebersystemen 

fungieren. Das Vergabesystem sollte diesem Anspruch 

entsprechen.

Der Auf- und Ausbau strategischer Allianzen unter Ziel 4 

sollte durch klare Leitlinien ergänzt werden, die definieren, 

wie der Schutz lokaler Zivilgesellschaft bei Kooperationen 

mit Regierungen mit autokratischen Tendenzen gewähr-

leistet wird. 

FriEnt empfiehlt, langjährige zivilgesellschaftliche Part-

nerschaften in Asien und Lateinamerika weiterhin 

zu unterstützen, auch wenn bilaterale staatliche Ent-

wicklungszusammenarbeit zurückgefahren wird. Ein 

vollständiger Rückzug würde lokale Netzwerke und 

zivilgesellschaftliche Strukturen gefährden, die einen 

wichtigen Beitrag zu gesellschaftlichem Zusammenhalt 

und ziviler Krisenprävention leisten.

EMPFEHLUNG 6

Zivilgesellschaftliche 

Partnerschaften in Asien 

und Lateinamerika weiterhin 

unterstützen

EMPFEHLUNG 5

Schutz zivilgesellschaftlicher 

Räume bei eneuen Allianzen 

sicherstellen

EMPFEHLUNG 4

Ownership lokaler Organisationen 

und Lokalisierung ernstnehmen: 

Vergabestrukturen entsprechend 

gestalten
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